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Einführung

Die Wirtschaftsform der Sharing Economy beruht auf dem Grundgedanken, dass
in jedem privaten Haushalt unzählige Güter zu einem Großteil der Zeit ungenutzt
bleiben und sich im Hinblick auf diese Ressourcen erhebliche Effizienzpotentiale
heben lassen.1 Über Online-Plattformen wie Airbnb oder Wimdu können Privat-
personen einzelne leer stehende Zimmer oder ihre ganze Wohnung während einer
temporären Abwesenheit kurzzeitig an Touristen oder Geschäftsreisende vermieten.
Hierdurch lassen sich bestehende Ineffizienzen im privaten Bereich kommerziali-
sieren.2 Diese Praxis der Kurzzeitvermietung privaten Wohnraums wird im Engli-
schen als Homesharing3 bezeichnet und gilt als einer der bedeutendsten, aber zu-
gleich umstrittensten Geschäftsbereiche der Sharing Economy. Während die Kurz-
zeitvermietung zahlreiche Vorteile mit sich bringt, wie die Möglichkeit eines zu-
sätzlichen Einkommens für Wohnungsinhaber, niedrigere Übernachtungskosten für
Touristen, eine individuellere Art des Reisens sowie eine effizientere Ressourcen-
nutzung,4 stehen ihr gleichzeitig Nachteile gegenüber. Probleme können sich erge-
ben, wenn es im Rahmen der Kurzzeitvermietung zu Steuerhinterziehung, Lärm-
belästigung von Nachbarn oder Haftungsrisiken bei Unfällen kommt. In Städten mit
einem angespannten Wohnungsmarkt besteht zudem die Sorge, dass eine weitere
Verknappung von bezahlbarem Mietwohnraum eintritt, wenn bislang dauerhaft
vermietete Wohnungen vom Wohnungsmarkt genommen werden und nur noch zur
Kurzzeitvermietung angeboten werden, weil sich hierdurch höhere Erträge im
Vergleich zu einer langfristigen Vermietung erzielen lassen.5 Eine Antwort des
Gesetzgebers scheint zumindest unter diesem Aspekt notwendig zu sein.

Die Sharing Economy ist damit ein vielschichtiges, dynamisches und kontrovers
diskutiertes Phänomen, das bereits zu einer breiten Debatte auf einer Vielzahl po-
litischer Ebenen geführt hat. Auf Ebene der Europäischen Union haben sich die
Europäische Kommission,6 das Europäische Parlament,7 der Ausschuss der Regio-

1 Grundlegend R. Botsman/R. Rogers, What’s Mine is Yours, S. 83 ff. Ferner C. Busch et
al., Sharing Economy in Deutschland, S. 5.

2 M. Schröder, GewArch 2015, S. 392 (397).
3 Vgl. C. Busch et al., Sharing Economy in Deutschland, S. 22.
4 Allgemein zu den Chancen der Sharing Economy: Europäische Kommission, Mitteilung

v. 2.6. 2016, Europäische Agenda für die kollaborative Wirtschaft, KOM (2016) 356 endg.,
S. 2.

5 Vgl. H. Kußmaul/F. Kloster, DStR 2016, S. 1280 (1280 f.).
6 Europäische Kommission, Mitteilung v. 6.5. 2015, Strategie für einen digitalen Bin-

nenmarkt in Europa, KOM (2015) 192 endg., S. 12 ff.; Europäische Kommission, Mitteilung v.



nen8 und der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss9 mit dem Thema der
Sharing Economy befasst. Zusätzlich wurden zahlreiche Studien zur Sharing Eco-
nomy in Auftrag gegeben.10 Auf nationaler Ebene gaben die Wissenschaftlichen
Dienste des Deutschen Bundestags Stellungnahmen zu Fragen der Sharing Economy
ab.11 Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat speziell für den Ge-
schäftsbereich der Kurzzeitvermietungen den Stellenwert und mögliche Regulie-
rungsoptionen untersuchen lassen.12

Insgesamt handelt es sich bei der Sharing Economy um einen schnell wachsenden
Wirtschaftsbereich, dessen Bruttoumsätze sich im Jahr 2015 nach Schätzungen einer
Studie bereits auf 28 Mrd. EUR beliefen.13 Auf den Geschäftsbereich der Kurz-
zeitvermietungen entfielen dabei Bruttoumsätze in Höhe von 15 Mrd. EUR,14 der
insoweit den mit Abstand größten Sektor darstellt. Aus praktischer Sicht besteht vor
diesem Hintergrund berechtigter Anlass, sich mit der Kurzzeitvermietung privaten
Wohnraums und den dabei auftretenden Rechtsproblemen auseinanderzusetzen.

Im ersten Schritt erfolgt eine Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands auf
den Geschäftsbereich der Kurzzeitvermietung privaten Wohnraums und eine Er-
läuterung des öffentlich-rechtlichen Blickwinkels der Untersuchung (I.). Die sich
aus dieser Perspektive ergebenden rechtlichen Problemstellungen werden im

28.10.2015, Den Binnenmarkt weiter ausbauen: mehr Chancen für die Menschen und die
Unternehmen, KOM (2015) 550 endg., S. 4; Europäische Kommission,Mitteilung v. 2.6. 2016,
Europäische Agenda für die kollaborative Wirtschaft, KOM (2016) 356 endg., passim.

7 Europäisches Parlament, Entschließung v. 15.6.2017, Europäische Agenda für die kol-
laborative Wirtschaft, ABl. C 331 v. 18.9. 2018, S. 125.

8 Ausschuss der Regionen, Stellungnahme v. 4. 12.2015, Die lokale und regionale Di-
mension der Wirtschaft des Teilens, ABl. C 51 v. 10.2.2016, S. 28.

9 Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss, Stellungnahme v. 21.1. 2014, Gemein-
schaftlicher oder partizipativer Konsum: ein Nachhaltigkeitsmodell für das 21. Jahrhundert
(Initiativstellungnahme), ABl. C 177 v. 11.6.2014, S. 1; Europäischer Wirtschafts- und So-
zialausschuss, Stellungnahme v. 25.5.2016, Sharing Economy und Selbstregulierung (Son-
dierungsstellungnahme), ABl. C 303 v. 19.8. 2016, S. 36; Europäischer Wirtschafts- und So-
zialausschuss, Stellungnahme v. 15.12.2016 zur Mitteilung der Kommission – Eine europäi-
sche Agenda für die kollaborative Wirtschaft, ABl. C 75 v. 10.3.2017, S. 33.

10 Vgl. C. Codagonone/F. Biagi/F. Abadie, The Passions and the Interests: Unpacking the
,Sharing Economy‘; C. Codagnone/B. Martens, Scoping the Sharing Economy: Origins, De-
finitions, Impact and Regulatory Issues; P. Goudin, The Cost of Non-Europe in the Sharing
Economy; A. Sundararajan, The Collaborative Economy: Socioeconomic, Regulatory and
Policy Issues.

11 Deutscher Bundestag – Wissenschaftliche Dienste, Aktueller Begriff v. 8. 6. 2015,
Sharing Economy, Nr. 13/15, S. 1; Deutscher Bundestag – Wissenschaftliche Dienste, Doku-
mentation v. 12.4. 2016, Sharing Economy, WD 5-3000-027/16, S. 4.

12 C. Busch et al., Sharing Economy in Deutschland, passim.
13 Europäische Kommission, Mitteilung v. 2. 6.2016, Europäische Agenda für die kolla-

borative Wirtschaft, KOM (2016) 356 endg., S. 2; R. Vaughan/R. Daverio, Assessing the size
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Anschluss herausgearbeitet (II.). Schließlich werden das Erkenntnisinteresse
aufgezeigt, die Methodenauswahl begründet (III.) sowie der Gang der Untersu-
chung skizziert (IV.).

A. Kurzzeitvermietungen als Untersuchungsgegenstand

Die vorliegende Arbeit analysiert einen Teilbereich der Sharing Economy,
nämlich die Kurzzeitvermietung privaten Wohnraums, aus einem öffentlich-recht-
lichen Blickwinkel. Die Untersuchung bereitet dabei zunächst den bestehenden
Rechtsrahmen für vermietende Wohnungsinhaber auf und geht den Fragen nach,
welche Gesetze aus öffentlich-rechtlicher Sicht für das Geschäftsmodell der Kurz-
zeitvermietung einschlägig sind, welchen Regelungszweck der Gesetzgeber jeweils
verfolgt und wie die unterschiedlichen Anzeige- und Genehmigungspflichten zu-
sammenwirken. Den öffentlich-rechtlichen Rahmen für die Entfaltung des Ge-
schäftsmodells setzen vor allem das Gewerbe-, Bau- und Zweckentfremdungsrecht.15

Auf den letztgenannten Vorschriften liegt der Schwerpunkt der Untersuchung, da
diese aus öffentlich-rechtlicher Perspektive die größten Hürden für die kurzzeitige
Vermietung privaten Wohnraums darstellen.16 Die Untersuchung nimmt damit ei-
nerseits die Perspektive des Öffentlichen Wirtschaftsrechts ein, zu dessen Aufgaben
die Gefahrenabwehr und Ordnung sowie Lenkung und Förderung wirtschaftlicher
Tätigkeit gehören,17muss andererseits aber auch Rechtsfragen des Baurechts und der
Spezialmaterie des Zweckentfremdungsrechts beantworten, die mit dem konkreten
Geschäftsmodell einhergehen.

Weitere Geschäftsbereiche der Sharing Economy bleiben im Rahmen dieser
Untersuchung ausgeklammert. Nicht minder umstritten ist beispielsweise das Ge-
schäftsmodell der Online-Plattform Uber, das auf der Vermittlung privater Beför-
derungsdienstleistungen beruht. Aus vertragsrechtlicher Sicht sind die Plattform-
geschäftsmodelle durchaus vergleichbar, da eine zentrale Online-Plattform den
Leistungsaustausch zwischen zwei Privatpersonen vermittelt.18 Eine derartige Ver-
gleichbarkeit lässt sich aus einer öffentlich-rechtlichen Perspektive nicht ohne
Weiteres attestieren, da in den jeweiligen Geschäftsbereichen grundverschiedene
öffentliche Interessen betroffen sind. Bei der Kurzzeitvermietung steht die Wohn-

15 M. Ludwigs, NVwZ 2017, S. 1646 (1651).
16 Mit ähnlicher Einschätzung A. Ingold, DÖV 2016, S. 595 (600); M. Ludwigs, NVwZ

2017, S. 1646 (1652); M. Schröder, GewArch 2015, S. 392 (394).
17 E. Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, S. 135.
18 Zu vertragsrechtlichen Aspekten F. Maultzsch, Verantwortlichkeit der Plattformbetrei-

ber, in: Blaurock/Schmidt-Kessel/Erler, Plattformen, S. 223 (226 ff.); F. Vilgertshofer, Online-
Plattformen und vertragliche Haftung, S. 29 ff. Außerdem wurde von der Research Group on
the Law of Digital Services ein akademischer Entwurf für eine EU-Richtlinie über Online-
Vermittlungsplattform erarbeitet. Eine deutsche Übersetzung wird vorgestellt im Beitrag von
C. Busch/G. Dannemann/H. Schulte-Nölke, MMR 2016, S. 787.
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